
 1. Ausfertigung 

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark 
Akazienweg 25 - 39576 Hansestadt Stendal Telefon +49 3931 633 - 0 

Öffentliche Bekanntmachung 

zur Bekanntgabe des Bodenordnungsplanes und Ladung zum 
Anhörungstermin 

sowie Anordnung der Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung 

Bodenordnungsverfahren: Hassel 

Landkreis: Stendal 

Verfahrensnummer SDL 4/0371/04 

A. Bekanntgabe 

Die Ergebnisse des Bodenordnungsverfahrens werden im Bodenordnungsplan 
zusammengefasst. Die Bekanntgabe des Bodenordnungsplanes Hassel (§ 59 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz) erfolgt durch Auslegung 

in der Zeit vom 16.8.2023 bis 30.8.2023 

bei der NBS Landentwicklung GmbH, Rotdornweg 10a, 39576 Hansestadt Stendal und im 
ALFF Altmark, Akazienweg 25, 39576 Hansestadt Stendal 

während der Dienstzeiten oder nach Vereinbarung, sowie 

am Donnerstag, dem 31.8.2023,  
 in der Zeit von 9:00 Uhr – 12:00 Uhr und 13:00 Uhr – 16:00 Uhr 

im Dorfgemeinschaftshaus Hassel, Dorfstraße 15, 39576 Hassel. 

Der Bodenordnungsplan (textlicher Teil, Nachweise und Karten) liegt in oben angeführter 
Zeit zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. Beauftragte des Amtes für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und Forsten Altmark (ALFF Altmark) sowie der NBS Landentwicklung GmbH 
werden Auskünfte erteilen und auf Wunsch die neue Feldeinteilung an Hand der Nachweise 
und Kartenunterlagen erläutern. Es liegt im eigenen Interesse der Beteiligten, diesen Termin, 
der eigens zur Auskunftserteilung und Erläuterung bestimmt ist, wahrzunehmen. Im 
Anhörungstermin besteht erfahrungsgemäß nicht die Möglichkeit, eingehende Auskünfte 
über die Abfindung einzelner Teilnehmer zu erteilen. 

Jedem Teilnehmer wird ein ihn betreffender Auszug aus dem Bodenordnungsplan vorab 
zugesandt. Der Auszug ist zu den Terminen mitzubringen. 

Haben Teilnehmer Bevollmächtigte benannt oder sind Vertreter bestellt, geht der Auszug an 
den Bevollmächtigten bzw. Vertreter. 

Zur Vermeidung von Wartezeiten wird um Terminvereinbarung gebeten: 

Frau Mantai (Tel. +49 3931 215-255) von der NBS Landentwicklung GmbH sowie Frau Kipp  
(Tel. +49 3931 633-230) vom ALFF Altmark. 
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Nähere Informationen zum Verfahren, u.a. die Landabfindungskarte und ein 
Vollmachtformular, finden Sie auf unserer Homepage im Internet. 

https://alff.sachsen-anhalt.de/alff-altmark/flurneuordnung/verfahren-im-landkreis-
stendal/bodenordnung-hassel 

https://alff.sachsen-anhalt.de/alff-altmark/flurneuordnung/verfahren-im-landkreis-stendal/bodenordnung-hassel
https://alff.sachsen-anhalt.de/alff-altmark/flurneuordnung/verfahren-im-landkreis-stendal/bodenordnung-hassel
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B. Anhörungstermin 

Der Termin zur Anhörung der Beteiligten findet statt am 

Donnerstag, dem 31.8.2023 von 16:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
im Dorfgemeinschaftshaus Hassel, Dorfstraße 15, 39576 Hassel 

Die Beteiligten werden hiermit geladen als 

1. Teilnehmer für ihre dem Bodenordnungsverfahren unterliegenden Grundstücke, 
2. Inhaber von Rechten an Grundstücken, die dem Bodenordnungsverfahren 

unterliegen. 

Widersprüche gegen den Bodenordnungsplan müssen die Beteiligten zur Vermeidung des 
Ausschlusses im Anhörungstermin vorbringen (§ 60 Landwirtschaftsanpassungsgesetz und 
59 Abs. 2 Flurbereinigungsgesetz). Vorherige Eingaben oder Vorsprachen beim ALFF 
Altmark oder bei sonstigen Stellen haben keinerlei rechtliche Wirkungen. 

Beteiligte, die keinen Widerspruch erheben möchten, brauchen nicht zum 
Anhörungstermin erscheinen. 

Beteiligte, die an der Wahrnehmung der Termine verhindert sind, können sich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten lassen. Der Bevollmächtigte hat seine Vertretungsbefugnis durch 
eine ordnungsgemäße Vollmacht nachzuweisen, die auch nachgereicht werden kann. Die 
Unterschrift des Vollmachtgebers ist amtlich zu beglaubigen. Die amtliche Beglaubigung ist 
kosten- und gebührenfrei. 

C. Anordnung der Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung 

Im Bodenordnungsverfahren Hassel wird gemäß § 65 des FlurbG, die Änderung der 
vorläufigen Besitzeinweisung mit Wirkung zum 1.10.2023 angeordnet. Die Zuweisung der 
neuen Grundstücke gemäß der Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung ist identisch mit 
dem unter A. bekanntgegebenen Bodenordnungsplan. 

Die rechtlichen Wirkungen der vorläufigen Besitzeinweisung enden mit der Ausführung des 
Bodenordnungsplanes (§ 66 Abs.3 FlurbG). Erst durch die Ausführung des 
Bodenordnungsplanes gehen die neuen Grundstücke in das Eigentum der Beteiligten (§ 61 
FlurbG) über. Für die tatsächliche Überleitung in den neuen Rechtszustand sind die 
Überleitungsbestimmungen der vorläufigen Besitzeinweisung vom 28.4.2021, die Bestandteil 
dieser Anordnung waren, weiterhin maßgebend und sinngemäß anzuwenden. Die darin 
aufgeführten Daten werden auf das Jahr 2023 angepasst. Die Überleitungsbestimmungen 
liegen ebenfalls zu den vorgenannten Zeiten zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 

Gründe: 

Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung der Änderung der vorläufigen 
Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG sind erfüllt. Der von den Teilnehmern gewählte 
Vorstand der Teilnehmergemeinschaft ist zu den vorstehenden Regelungen gehört worden. 
Die Grenzen der neuen Grundstücke werden in die Örtlichkeit übertragen, soweit es im 
Interesse der Beteiligten notwendig ist. Endgültige Nachweise für Fläche und Wert der neuen 
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Grundstücke liegen vor. Außerdem steht das Verhältnis der Abfindung zu dem von jedem 
Beteiligten Eingebrachten fest. 

Aufgrund von Modifizierungen der Landabfindung ist die vorläufige Besitzeinweisung vom 
28.4.2021 teilbereichsweise geändert worden. Die Anordnung der Änderung der vorläufigen 
Besitzeinweisung und der Erlass der Überleitungsbestimmungen dienen der Beschleunigung 
des Verfahrens zur Vermeidung von Übergangsschwierigkeiten, die den Beteiligten durch 
längeres Warten auf den Eintritt des neuen Rechtszustandes entstehen würden. Es liegt im 
Interesse der Beteiligten, dass der durch das Bodenordnungsverfahren angestrebte Erfolg 
möglichst frühzeitig, d.h. schon vor Bestandskraft des Bodenordnungsplanes, herbeigeführt 
wird. Mit der Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung werden darüber hinaus geordnete 
Bewirtschaftungsverhältnisse erreicht. Im Übrigen wird mit der Änderung der vorläufigen 
Besitzeinweisung die Übereinstimmung der mit dem Bodenordnungsplan bekanntgegebenen 
Landabfindung herbeigeführt. 

Anordnung der sofortigen Vollziehung 

Die sofortige Vollziehung der Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung im BOV Hassel 
wird hiermit gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 
Damit entfällt die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs. 

Gründe: 

Die sofortige Vollziehung vorstehender Anordnung über die Änderung der vorläufigen 
Besitzeinweisung erfolgt gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der VwGO im öffentlichen Interesse und im 
überwiegenden Interesse aller Beteiligten. Durch die sofortige Vollziehung wird 
gewährleistet, dass die Einweisung in die neuen Flächen zu einem einheitlichen Termin 
erfolgt. Es wird verhindert, dass wegen der Komplexität der Neuordnung sich durch die 
mögliche Einlegung eines Widerspruchs die Inbesitznahme der neuen Flächen und die 
Abgabe der alten Flächen in einigen Fällen verzögert und dadurch die Überleitung des 
neuen Besitzes in der Gesamtheit unmöglich würde. 

Die sofortige Vollziehung der Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung und der 
Überleitungsbestimmungen sind im öffentlichen Interesse geboten, da die aufschiebende 
Wirkung eines Widerspruchs den geordneten Übergang auf die neuen Flächen für alle 
Beteiligten unmöglich machen würde. Jede Verzögerung würde einen Zeitverlust bedeuten, 
da der Besitzübergang wirtschaftlich sinnvoll nur bis zum Herbst stattfinden kann. 

Zur Herbeiführung der mit der Besitzeinweisung einhergehenden Vorteile und zur 
Vermeidung schwerwiegender Folgen und Nachteile ist die sofortige Vollziehung der 
vorstehenden Anordnung gerechtfertigt. Das öffentliche Interesse an der grundsätzlichen 
Beschleunigung des Verfahrens sowie das überwiegende Interesse der Beteiligten an der 
unverzüglichen Durchführung des Besitzwechsels überwiegen das private Interesse etwaiger 
Widerspruchsführer an der aufschiebenden Wirkung ihrer Widersprüche. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Anordnung der Änderung der vorläufigen Besitzregelung und den Erlass der 
Überleitungsbestimmungen kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 39576 
Hansestadt Stendal, erhoben werden. 

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann beim Oberverwaltungsgericht des 
Landes Sachsen-Anhalt, 8. Senat (Flurbereinigungssenat), Breiter Weg 203 – 206, 39104 
Magdeburg, die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Geschäftsstelle dieses Gerichts beantragt werden. 

Stendal, den 27.6.2023 

Im Auftrag 

 (DS) 

Trefflich 

Sachgebietsleiterin (m.d.W.d.G.b.) 

Datenschutzrechtliche Hinweise 

Aufgrund des gesetzlichen Auftrages nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz/ 
Flurbereinigungsgesetz werden im vorliegenden Verfahren personenbezogene Daten nach 
Maßgabe der Datenschutzgrundverordnung verarbeitet. Die datenschutzrechtlichen 
Hinweise können im Internet unter: http://lsaurl.de/alffaltmarkds eingesehen werden oder sind 
beim ALFF Altmark zu erhalten. 

http://lsaurl.de/alffaltmarkds
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